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gemeinschaftlichen Eigentums enthalten sind. Während eich 
Satz3 auf „bewegliche Gegenstände, die der gemeinsamen 
Lebensführung dienen“, bezieht, erfaßt Satz 4 „Sachen, mit 
denen alltägliche notwendige Lebensbedürfnisse der Ehegat­
ten und der Kinder befriedigt werden oder die eine kurze 
Lebensdauer oder einen geringen Wert haben“. Im Vergleich 
dieser beiden Aussagen wird deutlich, daß es sich in Satz 3 
und 4 um eine inhaltliche Aufgliederung handelt, die insbe­
sondere unter wertmäßigen Gesichtspunkten zu sehen ist. 
Demzufolge verlangt Satz3 zum Nachweis für die Bildung 
gemeinschaftlichen Eigentums aus Alleineigentum ausdrück­
liche Erklärungen der Ehegatten oder entsprechende Um­
stände. Bei den in Satz 4 auf geführten Sachen genügt ihre 
Nutzung durch die Familie, sofern keine Erklärungen oder 
Umstände gegen die Bildung gemeinschaftlichen Eigentums 
sprechen.

Ziffer 1.5. bezieht sich n i c h t  auf Geldmittel. Es ist recht­
lich nicht möglich, allein aus Einzahlungen aus dem gemein­
schaftlichen Eigentum auf ein Konto, das ein Ehegatte bis­
her als Alleineigentum geführt hatte, zu schließen, damit sei 
das gesamte Guthaben gemeinschaftliches Eigentum gewor­
den.6 Alleinige und gemeinschaftliche Geldmittel „vermi­
schen“ sich nicht. Nach § 30 ZGB tritt eine Vermischung nur 
bei Sachen ein, hingegen nicht bei Forderungen. Einzahlun­
gen des Kontoinhabers gehen in das Eigentum des Kredit­
instituts über; sie begründen gleichzeitig eine Forderung des 
Kontoinhabers gegenüber dem Kreditinstitut. Alleiniges Ei­
gentum an Ersparnissen bleibt, solange sie vorhanden sind, in 
seiner Höhe voll erhalten, auch wenn während der Ehe Ein­
zahlungen aus dem gemeinschaftlichen Eigentum erfolgten 
und damit in diesem Umfang gemeinschaftliche Forderungen 
der Ehegatten an das Kreditinstitut hinzukommen. Auch die 
Eintragung eines Ehepartners als Mitinhaber eines Kontos, 
auf dem sich alleinige Mittel eines Ehegatten befinden, ist 
für sich allein im allgemeinen nicht ausreichend, im Streit­
fall davon auszugehen, daß damit gemeinschaftliches Eigen­
tum begründet wurde. Sobald allerdings von alleinigen Geld­
mitteln Anschaffungen für die Ehe- und Familiengemein­
schaft erfolgen, ist von den Aussagen in Ziff. 1.3. und 1.5. aus­
zugehen.

Die oben getroffene Feststellung zur Wirksamkeit der 
Ziff. 1.З., 1.5. und 1.8. bei der Klärung von Beweisproblemen 
ist allerdings durch den Hinweis zu ergänzen, daß sich da­
durch keine verminderten Anforderungen an die Sachaufklä­
rung ergeben. In der Ziff. 1.7. liegt mittelbar eine Klarstel­
lung zu der beweisrechtlichen Frage, ob gemeinschaftliches 
oder alleiniges Eigentum zu beweisen ist, und die eindeutige 
Orientierung auf gemeinschaftliches Eigentum, weil das Ri­
siko einer etwaigen Beweislosigkeit den Ehepartner trifft, 
der Alleineigentum behauptet hatte. Erst nachdem die im 
Einzelfall gemäß Ziff. 1.3. und 1.5. erforderliche Sachaufklä­
rung nicht zum Ziel geführt hat, kann gemäß Ziff. 1.7. eine 
Würdigung der Beweise dahingehend erfolgen, daß gemein­
schaftliches Eigentum vorliegt. Das gleiche gilt für die in Ziff. 
1.8. erfaßten Geschenke.

Aufklärung der Eigentumsverhältnisse 
am Boden, an Gebäuden und an Baulichkeiten

Die Aussagen in den Ziff. 1.2., 1.З., 1.5. und 1.6. über die Bil­
dung gemeinschaftlichen. Eigentums erstrecken sich aus­
schließlich auf bewegliche Sachen, jedoch nicht auf Grund­
stücke oder rechtlich selbständige Gebäude. Hier ist Ziff. 1.9. 
mit dem speziellen Hinweis auf die Eintragung im Grund­
buch zu beachten.

Die Gerichte achten immer besser auf die exakte Aufklä­
rung der Rechtsverhältnisse am Boden, an Eigenheimen, an­
deren Gebäuden sowie an Baulichkeiten. In Verbindung mit 
den bodenrechtlichen Fragen werden auch die zivilrechtlichen 
Bestimmungen (insbesondere §§ 286, 295, 296 ZGB) und die 
daraus folgenden unterschiedlichen Eigentumsverhältnisse an 
Gebäuden und Baulichkeiten besser beachtet.7 Dennoch ist es 
noch nicht überall selbstverständlich, daß bereits bei der Vor­
bereitung der mündlichen Verhandlung die notwendigen Un­
terlagen zu den Rechtsverhältnissen am Boden bzw. zu recht­

lich selbständigen Gebäuden, Grundbuchauszüge, Nutzungs­
verträge und andere Dokumente beigezogen werden.

Bei operativen Untersuchungen wurde festgestellt,, daß 
eine gute Zusammenarbeit des Kreisgerichts mit dem Staat­
lichen Notariat und dem Liegenschaftsdienst des Rates des 
Kreises es ermöglicht, dem Gericht die erforderlichen Grund­
buchauszüge bereits zu Beginn des Verfahrens zur Verfügung 
zu stellen. Wenn das Gericht nicht über die Eigentumsvertei­
lung entscheidet bzw. die Prozeßparteien keine Einigung ab­
schließen, dienen diese Unterlagen dem Staatlichen Notariat 
für die Vorbereitung seiner Beurkundungen über eine außer­
gerichtliche Vereinbarung. Mit diesem Vorgehen wird zu­
gleich erreicht, daß geschiedene Bürger, die sich außergericht­
lich über ihr Grundstück bzw. rechtlich selbständige Gebäude 
auseinandersetzen wollen, alsbald nach der Ehescheidung ihre 
Eigentumsverhältnisse am Boden klären und sich keiner von 
einer in Aussicht genommenen Regelung einseitig zurück­
zieht, bevor eine Beurkundung erfolgt ist.

Der in Ziff. 1.9. enthaltene Hinweis auf §§ 4 und 11 EGFGB 
bezieht sich auf Ausnahmefälle. Für diese muß jedoch beach­
tet werden, daß es bei Grundstücken oder rechtlich selbstän­
digen Gebäuden, die ein Ehegatte vor Inkrafttreten des FGB 
als Alleineigentum erworben hat, stets erforderlich ist, die 
Voraussetzungen für die Berichtigung des Grundbuchs gemäß 
§ 11 EGFGB zu prüfen. Ergibt diese Prüfung, daß nach § 13 
Abs. 1 FGB gemeinschaftliches Eigentum vorliegt, steht dem 
nicht entgegen, daß die Ehepartner bisher keine Berichtigung 
des Grundbuchs veranlaßt haben. Die Berichtigung ist an 
keine Frist gebunden. Sie kann jederzeit von beiden Ehepart­
nern beantragt werden. Falls der als Eigentümer eingetragene 
Ehegatte nicht zur Mitwirkung bereit ist, kann das Gericht die 
fehlende Zustimmung ersetzen. Wenn die Klärung der Eigen­
tumsverhältnisse erst im Zusammenhang mit der Eheschei­
dung und der gerichtlichen Eigentumsverteilung erforderlich 
wird, bedarf es bei fehlender Zustimmung eines Ehegatten 
keines besonderen Verfahrens. Es ist vielmehr möglich, in 
Verbindung mit den Anträgen zur Eigentumsverteilung die 
Eigentumsverhältnisse am Boden als Vorfrage durch das Ge­
richt zu klären und — falls gemeinschaftliches Eigentum zu 
bejahen ist — über das künftige Alleineigentum zu entschei­
den. Als Folge kann sich ergeben, daß die bisherige Eintra­
gung im Grundbuch über das Alleineigentum eines Ehegatten- 
weiterhin zutrifft. Im anderen Fall — der bisher nicht als 
Miteigentümer eingetragene Ehegatte ist nach dem Gerichts­
urteil bzw. einer gerichtlichen Einigung Alleineigentümer ge­
worden — ist das Grundbuch unrichtig. Auf der Grundlage 
des Gerichtsurteils hat gemäß § 17 GBVO die Berichtigung 
des Grundbuchs zu erfolgen.

Grundsätze der Eigentumsverteilung

Die in Abschn. 2 der Richtlinie enthaltenen Hauptgesichts­
punkte für die Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums 
haben sich schnell bei den Gerichten und den Bürgern durch­
gesetzt. Dieses Ergebnis war zu erwarten, weil die vorange­
gangene Rechtsprechung des Obersten Gerichts und der Be­
zirksgerichte bereits in einer Reihe von Fragen eine sichere 
und einheitliche Grundlage geschaffen hatte, die sich auch 
auf das Rechtsbewußtsein der Bürger positiv ausgewirkt hat. 
Das zeigt sich besonders an der Beachtung der Interessen der 
Kinder bei der Eigentumsverteilung. Für die Bürger ist es 
selbstverständlich, daß der Erziehungsberechtigte mit den 
Kindern mehr Sachen als der Nichterziehungsberechtigte er­
halten muß.

Aus Ziff. 2.1. und 2.2. wird das Anliegen des Plenums des 
Obersten Gerichts deutlich, die Eigentumsverteilung nach 
Möglichkeit außergerichtlich und in einer Weise vorzunehmen, 
die für alle Beteiligten zu einem sinnvollen Ergebnis führt. 
Dem entspricht in Ziff. 2.2. der Hinweis, bei der Verteilung
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